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Konkret: 

Würden Sie sich für die Förderung der nicht-

kommerziellen, oft ehrenamtlich getragenen 

Infrastruktur (Vereine, Gruppen, Zentren, etc. zu den 

unterschiedlichsten Themen) einsetzen?

Dies bedeutet die finanzielle Förderung der 

Vernetzungsarbeit und beinhaltet die regionale und 

überregionale Anbindung wie z. B. des ländlichen 

Raumes oder beispielsweise des Queeren Zentrum 

Mannheim (QZM) sowie die Förderung von 

Beratungsangeboten und Beratungsstellen für LSBTTIQ 

und Förderung von Modellprojekten.

Ja. 

Jeder Mensch soll seine Persönlichkeit frei entfalten und voll am 

gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Das setzt voraus, dass jeder Mensch 

– ungeachtet seiner sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität – 

Respekt und Anerkennung erfährt und das Leben ohne Benachteiligungen und 

Diskriminierungen leben kann. 

Mit dem Aktionsplan für Akzeptanz und gleiche Rechte Baden-Württemberg 

haben wir Maßnahmen gebündelt, um die Öffentlichkeit für das Recht auf 

Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung zu sensiblisieren und Ausgrenzung 

und Benachteiligung entgegenzuwirken. Die finanzielle Förderung von 

Netzwerken, Beratungsangeboten und der Jugendarbeit sind dabei zentrale 

Säulen. Diesen Weg wollen wir Grüne weitergehen und die queere 

Netzwerkarbeit weiterentwickeln. Angebote und Beratungen, die in Städten 

vielfach von engagierten Institutionen angeboten werden, fehlen an vielen 

Stellen im ländlichen Raum. Wir werden deshalb ortsnahe Beratungs- und 

Unterstützungsangebote für Kinder, Jugendliche und Erwachsene ausbauen. Wo 

dies nicht möglich ist, wollen wir Hotlines und Online-Beratungen installieren.

Ja, 

ich würde mich für eine finanzielle Förderung von Beratungsangeboten und 

Modellprojekten einsetzen. Es ist wichtig, eine angemessene Betreuung zu 

gewährleisten und Menschen hier nicht alleine zu lassen. Dafür braucht es eine 

entsprechende Infrastruktur, deren Finanzierung u.a. auch durch das Land 

mitgetragen werden sollte. 

In Kombination mit kommunaler Förderung seitens der Stadt und 

ehrenamtlichem Engagement kann hier ein bedarfsgerechtes Angebot 

geschaffen bzw. weiter ausgebaut werden. 

Ja. 

Zugang zu Vernetzung, Beratung, Schutzräumen etc. ist für 

LSBTTIQ Menschen in einer heteronormativen Welt 

unbedingt erforderlich. 

Wer eine bunte Gesellschaft jenseits traditioneller 

Familienbilder will, muss auch für Förderung einsetzen.

Ja.

Zugang zu Vernetzung, Beratung, Schutzräumen etc. ist für 

LSBTTIQ Menschen in einer heteronormativen Welt 

unbedingt erforderlich. Wer eine bunte Gesellschaft jenseits 

traditioneller Familienbilder will, muss queere, sexpositive 

Räume fördern.

Ja. Ja. 

Projekte wie das QZM sind als Safe Spaces und zur 

Vernetzung für LSBTTIQ Menschen unabkömmlich. 

Eine Förderung durch den städtischen Beteiligungshaushalt 

ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber das reicht nicht 

aus. Eine finanzielle Förderung durch Landesmittel, gerade 

auch um die überregionale Vernetzung in den ländlichen 

Raum auszubauen, ist hier richtig und wichtig.

Dieses Engagement würde ich unterstützen um das 

weitere Fortführen und den Ausbau des wichtigen nicht-

kommerziellen und ehrenamtlichen Beitrags zu gewährleisten. 

Ja, 

denn ich stehe ja bereits seit Jahren (eigentlich 

Jahrzehnten) in gutem Austausch mit den ehrenamtlichen 

LSBTTIQ Organisationen. Eine solide, dauerhafte und 

wertschätzende Unterstützung ist notwendig. 

Dass hier gerade eine Grün geführte Landesregierung viel 

zu wenig unternimmt ist völlig inakzeptabel.

JA. 

Auf Landesebene wurde der Aktionsplan LSBTTIQ nicht vollständig 

umgesetzt – das wollen wir in der nächsten Regierung ändern. Er muss 

aktualisiert und wieder mit Leben gefüllt werden. 

Ich unterstütze darüber hinaus den Bürgerbeteiligungshaushalt und die 

Umsetzung des Ergebnisses. Das QZM kann zur Vernetzung der 

queeren Community beitragen, auch über die Mannheimer Stadtgrenzen 

hinaus – deshalb wäre auch eine Beteiligung des Landes gerechtfertigt. 

Ein wichtiger Baustein dieser Bemühungen ist der Aufbau eines queeren 

Jugendzentrums.  

JA. 

Ich setze mich dafür ein, den Aktionsplan LSBTTIQ, der durch die Grün-

Rote Landesregierung in den Jahren 2013-2015 erstellt und mit Leben 

gefüllt wurde, fortzuschreiben und an neuen Entwicklungen anzupassen. 

Als rechtspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion werde ich mich 

dafür stark machen, die volle Gleichstellung insbesondere auch 

gleichgeschlechtlicher Paare gesetzlich zu garantieren. Zudem würde ich es 

begrüßen, einen Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsartikel in der 

Landesverfassung zu verankern, der den Schutz insbesondere der 

sexuellen Orientierung und der geschlechtlichen Vielfalt 

verfassungsrechtlich sicherstellt. 

Der Beschluss des Mannheimer Gemeinderats, ein Queeres Zentrum (QZM) 

einzurichten, war ein wichtiger Meilenstein, um dem Anspruch Mannheims 

als Stadt der Vielfalt gerecht zu werden. Ich werde mich dafür einsetzen, 

dass in diesem Bereich auch eine nennenswerte finanzielle und ideelle 

Unterstützung des Landes erfolgt, zumal ich eine Vernetzung und 

Anbindung des Zentrums auch gerade in umliegende, ländlich geprägte 

Landkreise für wichtig erachte. 

  

Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b): Themenfeld Community (3 b):

Konkret: 

Würden Sie sich dafür einsetzten, dass der Ehrenhof des 

Mannheimer Schlosses für die Durchführung der CSD 

Rhein-Neckar Abschlussveranstaltung kostengünstig zur 

Verfügung gestellt wird und dies nicht durch die Auflage 

zur Nutzung bestimmter Dienstleister der 

Servicegesellschaft zu einer Kostenexplosion führt? Dies 

bedeutet die Sicherstellung der dauerhaften Absicherung 

der Abschlussveranstaltung am Tag der Parade. Eine 

vergünstigte Miete nützt nichts, wenn diese durch 

überteuerte Nebenkosten eine Anmietung unmöglich 

macht.

Ja.  

Der CSD Rhein-Neckar ist eine zentrale Instanz der queeren Community in der 

Metropolregion. Erfreulicherweise ist dieser in den letzten Jahren massiv 

gewachsen, was nun die Organisation vor Herausforderungen stellt. Um 

weiterhin für Vielfalt und Sichtbarkeit und gegen Diskriminierung und 

Benachteiligung auf die Straße gehen zu können braucht der CSD Rhein-Neckar 

Unterstützung. Deshalb bedarf es einer Prüfung für eine kostengünstige zur 

Verfügungstellung des Ehrenhofs des Mannheimer Schlosses durch das Land. 

Darüber hinaus muss geprüft werden, ob die verpflichtende Bindung an einen 

Dienstleister der Servicegesellschaft umgangen werden kann.

Hier müssen sich alle Beteiligten an einen Tisch setzen. Ziel muss es natürlich 

sein, dass die CSD-Abschlussveranstaltung weiterhin stattfinden kann und nicht 

an finanziellen Mitteln scheitert. 

Allerdings können hier keine Pauschalzusagen gemacht werden. Eine 

Bevorzugung gegenüber anderen Institutionen und Vereinen sollte dabei 

verhindert werden. Jedoch muss man über eine Lösung sprechen, die für alle 

Seiten einen gangbaren Weg darstellt.

Selbstverständlich würde ich mich hier als Abgeordneter für Mannheim stark 

machen.

Ja.

Das Aufzwingen eines Dienstleisters schränkt die Freiheit 

des Veranstalters in seiner Organisation unnötig ein.

Ja.

Der CSD ist auch in Mannheim ein wichtiger Bestandteil 

subkulturellen Lebens. Dafür braucht es neben der Parade 

auch einen Ort für Infostände, Austausch, politische 

Forderungen und Kundgebungen. Darüber hinaus sollte der 

Veranstalter über die Dienstleister frei entscheiden können.

Ja. 

Veranstalter müssen grundsätzlich frei in der Organisation ihrer 

Veranstaltungen sein, dazu gehört auch die Wahl der Dienstleister für den 

Ablauf.

Ja. 

Gerade die Abschlussveranstaltung des CSD im Ehrenhof 

hat für die Community einen besonderen symbolischen 

Charakter. Der Veranstalter muss hierbei auch frei über die 

Dienstleister entscheiden können.

Der CSD in Mannheim ist neben der politischen Veranstaltung 

auch eine wirtschaftlicher Faktor für die Stadt. 

Gastronomie, Hotellerie und der Einzelhandel profitieren. Ich 

finde es sehr wünschenswert, dass in Mannheim langfristig den 

CSD stattfinden kann.

Ja, 

der CSD ist ein Teil Mannheims geworden. Die Finanzierung 

und Durchführung des CSD darf nicht jedes Jahr erneut zu 

einer Hängepartie werden. Hier muss von der Stadt 

Mannheim aber auch vom Land Baden-Württemberg eine 

klare und langfristige Strategie verfolgt werden, um die 

Finanzierbarkeit zu sichern. Es gilt aber auch ein 

Augenmerk auf die vielen kleinen CSDs im Land zu haben.

JA. 

Der CSD Rhein-Neckar, die Parade und die Abschlussveranstaltung 

tragen maßgeblich zur Sichtbarkeit und Akzeptanz der queeren 

Community bei. Sie müssen daher auch langfristig gefördert und 

gesichert werden. 

Auch durch meinen Einsatz als SPD-Landtagsabgeordneter konnte der 

Ehrenhof für die Abschlussveranstaltung des CSD in den vergangenen 

Jahren zur Verfügung gestellt werden. Auch wenn die Universität 

grundsätzlich die Hoheit über die Konditionen zur Nutzung ihres 

Geländes hat, werden wir Gespräche mit der Universität und dem CSD 

Rhein-Neckar unterstützen, mit dem Ziel einer verträglichen Lösung für 

beide Seiten. 

JA. 

Der CSD Rhein-Neckar, die Parade und die Abschlussveranstaltung tragen 

maßgeblich zur Sichtbarkeit und Akzeptanz der queeren Community bei. 

Sie müssen daher auch langfristig gefördert und gesichert werden. Aus 

meiner Sicht sind hier Stadt und Land gleichermaßen gefordert. 
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Mit dem vom Bundesrat verabschiedeten Adoptionshilfe-

Gesetz in der geänderten Fassung ist die befürchtete 

Verschärfung der Diskriminierung lesbischer Elternpaare 

endgültig vom Tisch.

Nun muss die vollständige Gleichstellung lesbischer 

Elternpaare das Ziel sein. Dies ist aber nicht im 

Adoptionsrecht zu leisten. Dazu bedarf es einer 

Änderung des Abstammungsrechts.Auch müssen 

Regenbogenfamilien in ihren vielfältigen Konstellationen 

rechtlich abgesichert werden. Alles andere schadet dem 

Kindeswohl. Wir fordern die rechtliche Anerkennung von 

Mehrelternschaft und die Anerkennung von trans- und 

intergeschlechtlicher Elternschaft.

Ja.  

Seit fast 30 Jahren setzen wir uns für Regenbogenfamilien ein. Am 30. Juni 

2017 hat schließlich der Bundestag die Öffnung der Ehe beschlossen. Jetzt 

wollen wir die Benachteiligung von Regenbogenfamilien beseitigen und sie im 

Abstammungsrecht gleichstellen. 

Mit Konzepten wie Elternschaftsvereinbarung und elterliche Mitverantwortung 

wollen wir das Familienrecht modernisieren. Zudem treten wir dafür ein, das 

besondere Gleichheitsgebot des Grundgesetzes um das Merkmal "sexuelle 

Identität" zu ergänzen. Wir setzen uns im Bund für ein modernes Familienrecht 

ein, das der Vielfalt der Familienformen gerecht wird. Mit der Weiterentwicklung 

des Kleinen Sorgerecht hin zu einer elterlichen Mitverantwortung, die auf 

Antrag beim Jugendamt auf bis zu zwei weitere Erwachsene übertragen werden 

kann, wollen wir allen Beteiligten - insbesondere den Kindern - mehr Sicherheit 

bieten.

Die Stiefkind- und Sukzessivadoption für homosexuelle Paare sowie das vom 

Bundesrat verabschiedete Adoptionshilfe-Gesetz in der geänderten Fassung 

ohne die befürchtete Verschärfung der Diskriminierung lesbischer Elternpaare 

halte ich für richtig. Ebenso sollte die gemeinschaftliche Adoption eines Kindes 

durch homosexuelle Paare erlaubt werden.

Bei der Anerkennung einer Mehrelternschaft bin ich noch etwas skeptisch. Wo 

hier dann die Grenzen gesetzt werden können/sollten, ist für mich unklar. 

Es ist höchste Zeit das Abstammungsrecht zu 

entdiskriminieren. 

Regenbogenfamilien sind längst gesellschaftliche Realität. 

Hierzu zitiere ich gerne aus unserem 

Landtagswahlprogramm: „Das Land Baden-Württemberg 

soll sich im Bundesrat für die Anpassung des Familien- 

und Abstammungsrechts an die gesellschaftlichen 

Realitäten einsetzen, insbesondere für die Anerkennung 

der Elternschaft zweier Mütter oder Väter, trans* und 

inter*Eltern, sowie mehr als zwei Eltern.“

Es ist höchste Zeit das Abstammungsrecht zu 

entdiskriminieren. Regenbogenfamilien sind längst 

gesellschaftliche Realität. Als Mitglied der 

Landesarbeitsgruppe Queer BW zitiere ich hier gerne aus 

unserem Landtagswahlprogramm.

„Das Land Baden-Württemberg soll sich im Bundesrat für 

die Anpassung des Familien- und Abstammungsrechts an die 

gesellschaftlichen Realitäten einsetzen, insbesondere für die 

Anerkennung der Elternschaft zweier Mütter oder Väter, 

trans* und inter*Eltern, sowie mehr als zwei Eltern.“

Die Anerkennung nicht-heteronormativer Lebensentwürfe als 

gleichberechtigte Möglichkeit neben der traditionellen, durch gemeinsame 

biologische Verwandtschaft definierten, Vater-Mutter-Kind-Familie ergibt sich 

für mich völlig eindeutig aus dem Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes. 

Das Kindeswohl ist nicht dadurch gefährdet, dass seine Familie nicht den 

Vorstellungen der Mehrheitsgesellschaft entspricht, sondern durch die 

Vorurteile, mit denen es konfrontiert wird. Diese Kinder dürfen nicht dadurch 

zusätzlich benachteiligt werden, dass gesetzliche Sonderregelungen, die 

meistens zu ungunsten solcher Familien ausfallen, zu dem Eindruck führen, 

Regenbogenfamilien gleich welcher Konstellation seien lediglich unter 

Vorbehalten geduldet, aber in der staatlichen Ordnung nicht als vollwertig 

anerkannt.

Ich freue mich, dass unsere Landesarbeitsgruppe Queer BW 

diese Forderung auch in unser Landtagswahlprogramm 

eingebracht hat. Regenbogenfamilien dürfen 

heteronormativen Familienkonstellationen gegenüber nicht 

länger benachteiligt werden.

Dies bestätige ich und schliesse mich den Empfehlungen des 

vom BM eingesetzten Arbeitskreises und dem deutschen 

Juristentag an.

Auch müssen Regenbogenfamilien in ihren vielfältigen 

Konstellationen rechtlich abgesichert werden. Alles andere 

schadet dem Kindeswohl. Wir fordern die rechtliche 

Anerkennung von Mehrelternschaft und die Anerkennung von 

trans- und intergeschlechtlicher Elternschaft. 

Eine rechtliche Anerkennung ist für das Wohl der Kinder und 

der Elternteile nötig und sollte so schnell als möglich 

durchgesetzt werden.

Patchwork- und Regenbogenfamilien wollen wir stärken, 

indem Mehrelternschaften rechtlich anerkannt und 

rechtswirksame Elternschaftsvereinbarungen bereits vor 

der Empfängnis ermöglicht werden. Bis zu vier Elternteile 

sollen im Interesse des Kindeswohls rechtliche Eltern sein 

können. Eine Überforderung des Kindes im 

Erwachsenenalter kann durch Quotierungen von 

unterhaltsrechtlichen Ansprüchen vermieden werden. 

Die Ehefrau der leiblichen Mutter soll von Geburt an 

automatisch rechtlich zweite Mutter sein, wenn das Kind mit 

Hilfe einer nicht- gerichteten Samenspende gezeugt wurde 

oder der leibliche Vater anderweitig Einvernehmen erklärt 

hat. Hierbei wird vor allem entscheidend sein, wie die 

zukünftige Bundesregierung zusammengesetzt sein wird.

JA. 

Wir machen uns für die rechtliche Anerkennung von Mehrelternschaft 

und die Anerkennung von trans- und intergeschlechtlicher Elternschaft 

stark. 

Über den Bundesrat wollen wir im Falle einer Regierungsbeteiligung 

entsprechende Initiativen unterstützen. 

JA. 

Wir machen uns für die rechtliche Anerkennung von Mehrelternschaft und 

die Anerkennung von trans- und intergeschlechtlicher Elternschaft stark.

Über den Bundesrat wollen wir im Falle einer Regierungsbeteiligung 

entsprechende Initiativen unterstützen. 
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Bislang wird der Status von LSTBTTIQ - Menschen bei 

der Migrationspolitik nicht gewürdigt. Es fehlt die 

Anerkennung, dass LSTBTTIQ-Identität einen 

besonderen Schutzbedarf darstellt und damit als 

Migrationsgrund anerkannt wird. 

Derzeit findet dies keinerlei Beachtung. Unterstützen Sie 

die Forderung nach Anerkennung dieses Status von 

LSTBTTIQ - Menschen mit Migrationshintergrund?

Ja.

Besonders vulnerable Geflüchtete, insbesondere LSBTI*-Geflüchtete, brauchen 

speziellen Schutz. Dafür müssen vorhandene Schutzkonzepte bzw. bei der 

Unterbringung umgesetzt und zivilgesellschaftliche Organisationen eingebunden 

und unterstützt werden.

Alleine die LSTBTTIQ-Identität reicht meines Erachtens nicht als 

Migrationsgrund aus, solange im Herkunftsland keine Diskriminierung oder 

Verfolgung stattfindet. In solchen Fällen bietet jedoch das Asylrecht eine 

entsprechende Hilfestellung, welches im Grundgesetz geregelt ist. 

Demnach ist eine aufgrund der sexuellen Orientierung politisch verfolgte Person 

dann asylberechtigt, wenn sie in ihrem Herkunftsland einer schwerwiegenden 

Menschenrechtsverletzung ausgesetzt ist.

Ja. 

Es braucht kultursensible Aufklärung, Beratung und 

Begleitung von LSBTTIQ Menschen mit 

Migrationshintergrund. Der Blick auf intersektionelle 

Diskriminierung muss geschärft werden. LSBTTIQ 

Migrant*innen dürfen nicht in die Situation kommen sich 

doppelt ausgeschlossen zu fühlen.

Ja.

Es braucht kultursensible Aufklärung, Beratung und 

Begleitung von LSBTTIQ Menschen mit 

Migrationshintergrund. Der Blick auf intersektionelle 

Diskriminierung muss geschärft werden. LSBTTIQ 

Migrant*innen dürfen nicht in die Situation kommen sich 

doppelt ausgeschlossen zu fühlen.

Sexuelle Orientierung oder Identität sind als geschlechtsspezifischer 

Fluchtgrund anerkannt. Aber diesen Rechtsanspruch können die Betroffenen 

in der Praxis kaum durchsetzen. Asylanträge werden oft mit dem Ziel 

geprüft, sie abzulehnen. Wer seine Gründe nicht glaubhaft machen kann, 

scheitert. Sexuelle Orientierungen und Identitäten glaubhaft machen zu 

müssen, ist schon für sich genommen entwürdigend (s.u. Frage 15). 

Hinzu kommt, dass einige Länder als sichere Drittländer gelten, in denen 

Menschen wegen ihrer sexuellen Orientierung/Identität auch strafrechtlich 

verfolgt oder gesellschaftlich diskriminiert werden oder Gewalt ausgesetzt 

sind, was übrigens auch in einigen EU-Ländern zunehmend ein Problem ist. 

Kein Mensch sucht sich seine sexuelle Orientierung oder seine sexuelle 

Identität aus. Menschen, die deswegen ihre Herkunftsstaaten verlassen 

müssen, müssen selbstverständlich Asyl erhalten und haben Anspruch auf 

ein Verfahren, das ihre Menschenwürde schützt.

Die besonders prekäre Lage von LSBTTIQ - Menschen mit 

Migrationshintergrund wird von der Gesellschaft oft nicht 

wahrgenommen, da diese Menschen doppelt ausgegrenzt 

sind, zunächst aufgrund ihrer Herkunft, dann aufgrund 

ihrer geschlechtlichen oder sexuellen Identität.

Definitiv - 

die Drohung von Gefängnis, Folter oder Todesstrafe aufgrund 

sexueller Orientierung ist ein wichtiger Fluchtgrund.

Ja, 

ich unterstütze die Forderung nach Anerkennung des 

Status von LSTBTTIQ - Menschen mit Migrationshintergrund.

JA.  

LSTBTTIQ-Rechte sind Menschenrechte. 

Die grün-schwarze Landesregierung blockiert bisher die Bemühungen 

der Kommunen, die sich als „sichere Häfen“ organisiert haben, 

zusätzliche Geflüchtete aufzunehmen. 

Ein Landesaufnahmeprogramm ist daher dringend nötig. 

JA.

LSBTTIQ-Rechte sind Menschenrechte, in vielen Ländern werden Menschen 

aufgrund ihrer sexuellen Orientierung und Identität verfolgt. Das sollte in 

einem Asylverfahren entsprechend berücksichtigt werden. Die grün-

schwarze Landesregierung blockiert bisher die Bemühungen vieler baden-

württembergischer Kommunen, die sich als „sichere Häfen“ organisiert 

haben, zusätzliche Geflüchtete aufzunehmen. Dafür habe ich kein 

Verständnis, hier sollte das Land mehr Spielraum ermöglichen. 

Die sozialpädagogische Beratung der LSTBTTIQ-

Menschen mit Migrationshintergrund wird von der 

Community bislang aufgefangen. 

Setzen Sie sich für eine Förderung der notwendigen 

sozialpädagogischen Beratung, wie Sie beispielsweise 

PLUS Rhein- Neckar e.V. leistet, ein?

Ja.

Das Land finanziert bereits eine Stelle bei PLUS für die Betreuung queerer 

Geflüchteter in Mannheim. Seit letztem Jahr unterstützt die Stadt Mannheim mit 

einem jährlichen Zuschuss ebenfalls die Arbeit von PLUS mit queeren 

Geflüchteten. Solche notwendigen sozialpädagogischen Beratungen müssen im 

Land verstetigt und weiter ausgebaut werden.

Gerade aufgrund des besonderen Schutzbedarfs von LSTBTTIQ-Menschen mit 

Migrationshintergrund halte ich eine gezielte Förderung einer gesonderten und 

intensiven Begleitung und Beratung der Betroffenen für wichtig und richtig.

Ebenso ist es jedoch auch und gerade im globalen Kontext von großer 

Bedeutung für Toleranz und Offenheit und vor allem gegen Gewalt und 

Verfolgung von LSTBTTIQ-Menschen einzustehen und die Stimme zu erheben. 

In keinster Weise können wir als Gesellschaft eine Diskriminierung und 

Unterdrückung in anderen Ländern dulden.

Ja.

Queere Menschen mit Fluchtbiografie bedürfen eines 

besonderen Schutzes, da die queerfeindlichen Bedrohungen, 

vor denen sie in den Herkunftsländern geflüchtet sind, nicht 

in den Flüchtlingsunterkünften enden.

 

Deshalb braucht es flächendeckende qualifizierte Beratung 

und sichere Unterbringungsmöglichkeiten. Abschiebungen in 

Länder, in denen Menschen aufgrund ihres Geschlechts 

und/oder ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden, 

haben zu unterbleiben. 

Ja.

Queere Menschen mit Fluchtbiografie bedürfen eines 

besonderen Schutzes, da die queerfeindlichen Bedrohungen, 

vor denen sie in den Herkunftsländern geflüchtet sind, nicht 

in den Flüchtlingsunterkünften enden. 

Deshalb braucht es flächendeckende qualifizierte Beratung 

und sichere Unterbringungsmöglichkeiten. Abschiebungen in 

Länder, in denen Menschen aufgrund ihres Geschlechts 

und/oder ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden, 

haben zu unterbleiben.

Ja. 

Diese Beratungsstellen sind ein Angebot, auf das viele Menschen angewiesen 

sind. Die Bedeutung ihrer Arbeit wird zunehmen. Stadt und Land müssen 

sicherstellen, dass diese Arbeit zuverlässig und dauerhaft geleistet werden 

kann.

 Ich sehe die Politik hier klar in der Verantwortung,  

Sensibilität für intersektionelle Diskriminierung auch in 

unseren Behörden zu entwickeln. Die Zusammenarbeit mit 

Vereinen, die bereits jetzt sozialpädagogische 

Beratungsarbeit leisten gehört für mich genauso dazu wie 

ihre finanzielle Förderung.

Ja. Ebenso setzen ich mich für eine Förderung der notwendigen 

sozialpädagogischen Beratung ein. Dies kann allerdings 

nicht alleinige Aufgabe des Landes Baden-Württembergs 

sein.

JA. 

Beratungsleistungen für Geflüchtete müssen durch das Land finanziert 

werden. 

JA. 

Beratungsleistungen für Geflüchtete sollten durch das Land mitfinanziert 

werden. 

Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11) Themenfeld Recht (11)

Konkret: Wann werden Hass- oder Gewaltverbrechen an 

Menschen der LSBTTIQ Community in Baden 

Württemberg auch als solche in den Akten geführt und 

verfolgt? Berlin setzt dies bereits um.

Definitiv. 

Dafür setze ich mich im nächsten Landtag von Baden-Württemberg ein. Hass- 

und Gewaltverbrechen an queeren Menschen müssen endlich auch statistisch 

erhoben und in den Akten geführt werden. Auf Basis dieser erhobenen, 

statistischen Daten müssen dann weitere Maßnahmen folgen. Außerdem wollen 

wir Grüne mit Herz und Haltung gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

entgegentreten – mit einem ressortübergreifenden Aktionsplan gegen 

Rassismus, Rechtsextremismus und Hasskriminalität.

Alle angezeigten Hass- oder Gewaltverbrechen – egal an wem – werden in 

Deutschland verfolgt. 

Ebenso ist die Polizei durchaus sensibilisiert für Verbrechen an LSBTTIQ-

Menschen.

Eine Aktenführung bzw. Führung einer Statistik über Verbrechen gegen 

Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung wäre auch in BaWü 

wünschenswert, um Betroffenen Mut zu machen, Straftaten auch anzuzeigen, 

ein entsprechendes Bewusstsein in der Bevölkerung zu schaffen und zu 

sensibilisieren. 

Nur wenn wir diese queerfeindlichen Hass- und 

Gewaltverbrechen benennen und erfassen, können wir sie 

auch wirksam bekämpfen. Hierfür braucht es eine 

Aufnahme in die Kriminalstatistik als Unterpunkt zur 

gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit. 

Das wird aber nur helfen, wenn sowohl Polizei als auch 

Staatsanwaltschaft konsequent sensibilisiert und geschult 

wird, sowie Ansprechpartner*innen für LSBTTIQ Menschen 

geschaffen werden.

Nur wenn wir diese queerfeindlichen Hass- und 

Gewaltverbrechen benennen und erfassen, können wir sie 

auch wirksam bekämpfen.

Hierfür braucht es eine Aufnahme in die Kriminalstatistik als 

Unterpunkt zur gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit. 

Das wird aber nur helfen, wenn sowohl Polizei als auch 

Staatsanwaltschaft konsequent sensibilisiert und geschult 

wird, sowie Ansprechpartner*innen für LSBTTIQ Menschen 

geschaffen werden.

Ich habe nicht den Eindruck, dass Hass- und Gewaltverbrechen mit 

sexuellem Hintergrund ernst genommen werden, egal, ob sie sich gegen 

Frauen oder Schwule oder Lesben oder generell gegen Menschen richtet, die 

nicht in das Mainstreamraster passen. Immer noch ist die Haltung weit 

verbreitet, dass das Opfer irgendwie mit dran schuld ist. Ich würde mir 

wünschen, dass diese Taten gesondert aufgeführt werden, damit vielleicht 

auch mal klar wird, worüber wir hier reden. Allerdings halte ich die Polizei 

nicht für kompetent, wenn es darum geht, solche Taten als das zu 

benennen, was sie sind, auch Polizist*innen sind nicht vorurteilsfrei. Hier 

muss innerhalb der Behörden noch viel Aufklärungsarbeit geleistet werden. 

Auch die Gesetzeslage ist nicht mehr zeitgemäß, weil viele Gewalttaten gar 

nicht als Gewalt zählen, sondern bestenfalls als Beleidigung.

Eine Kriminalstatistik, die gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit als Unterpunkt erfasst ist die erste 

Voraussetzung dafür, dass Hass- und Gewaltverbrechen an 

queeren Menschen wirksam bekämpft werden können. 

Damit queerfeindliche Hass- und Gewaltverbrechen als 

solche erkannt werden, benötigt es Sensibilisierung in 

sämtlichen Sicherheitsorganen sowie geschulte 

Ansprechpartner*innen für LSBTTIQ – Menschen, denn 

gerade dort, wo man Schutz erwarten sollte, erfahren Opfer 

queerfeindlicher Gewalt oft noch eine Retraumatisierung.

In Baden-Württemberg sollte analog Berlin asap verfahren 

werden.

Hass- und Gewaltverbrechen an Menschen der LSBTTIQ 

Community in Baden Württemberg müssen dringend als 

solche in den Akten geführt und verfolgt werden. Dies hat 

sowohl die Grün-schwarze als auch die Grün-rote 

Landesregierung verschlafen.

JA. 

Nur durch konsequente Erfassung bekommen wir ein klares Bild über 

die Lage im Land, was uns erlaubt, eine konsequente strafrechtliche 

Verfolgung solcher Verbrechen zu gewährleisten. 

JA.

Als rechtspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion stehe dafür ein, 

dass Umfang und Ausmaß von Hasskriminalität gegen Menschen aus der 

LSBTTIQ-Community transparenter gemacht werden, um diese Taten 

besser einordnen und gezielter verfolgen zu können. Eine explizite 

Nennung in der Kriminalstatistik und die Evaluation in einem eigenen 

Landesbericht könnten einen wichtigen Beitrag hierzu leisten. 

Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15) Themenfeld Transsexualität (15)

Konkret: Unterstützen Sie die Forderung der Deutschen 

Gesellschaft für Transidentität und Intersexualität e. V 

Baden-Württemberg (DGTI) die diskriminierende 

Begutachtung aufzugeben? Bislang ist dies in Baden-

Württemberg gängige Praxis und bedarf der Änderung.

Setzen Sie sich konkret für die Abschaffung des 

Transsexuellengesetz ein?

Das veraltete Transsexuellengesetz muss abgeschafft werden. Die medizinisch 

nicht notwendigen Operationen an intergeschlechtlichen Kindern gehören 

verboten. Die aktuelle Rechtslage strotzt vor Schikanen gegenüber Menschen, 

die selber und frei von Diskriminierung über ihr Geschlecht bestimmen 

möchten. Sie hat viel Leid geschaffen und die Betroffenen sowie den Staat viel 

gekostet. Wir schlagen im Bund ein Selbstbestimmungsgesetz vor, dessen 

Leitbild die persönliche Freiheit ist und nicht irgendwelche 

Ordnungsvorstellungen über die Geschlechter.

Außerdem brauchen Transsexuelle, Transgender und intersexuelle Menschen 

einen diskriminierungsfreien Umgang bei medizinischen Untersuchungen. Die 

Sensibilisierung und Fortbildung von Mediziner*innen, insbesondere von 

Gynäkolog*innen und Hausärzt*innen, ist uns auf Landesebene deshalb 

besonders wichtig.

Meines Erachtens muss das Transsexuellengesetz so reformiert werden, dass es den 

Bedürfnissen transidenter Menschen entspricht. 

Jedoch ist hierbei eine gute fachkundige Begleitung wichtig, daher kann eine alleinige 

Selbsterklärung nicht ausreichen. Wir brauchen daher ein schnelles, transparentes und leicht 

zugängliches, aber nicht leichtfertiges Verfahren für die Anerkennung der 

Geschlechtszugehörigkeit eines Menschen – beispielsweise eine einfache Bestätigung durch 

den behandelnden Arzt oder Therapeuten. 

Diskriminierende Hürden durch Einschaltung eines Gerichts, eine gutachtenähnliche 

Bescheinigung oder sogar eine Befragung der Ehepartner darf es jedoch nicht geben.

Unbedingt. 

Anderen Menschen zwangsweise einen umfassenden 

Einblick in die intimsten Bereiche der Persönlichkeit zu 

geben, wird von niemandem sonst verlangt. Die gesetzlich 

vorgeschriebene und Begutachtung nicht nur vor einer 

Personen- und Namensstandsänderung, sondern auch für 

medizinische Hilfen und Eingriffe ist ein klarer Verstoß 

gegen die Menschenwürde und macht die Betroffenen 

abhängig von der persönlichen Meinung der amtlich 

festgelegten Gutachterinnen oder der zuständigen Richterin.

 Hier gibt es viel Ungleichbehandlung bis hin zur Willkür. 

Außerdem darf das Lebensglück eines Menschen nicht von 

seiner Fähigkeit abhängig gemacht werden, die ihm 

zugewiesene Gutachter*in zu überzeugen.

Das TSG widerspricht nicht nur der Würde des Menschen, 

darüber hinaus reproduziert es auch eine veraltete 

Vorstellung von psychischer Erkrankung, die auch der ICD-

11 nicht aufrechterhält. 

Die Entscheidung über einen Geschlechtseintrag darf nicht 

von ärztlichen Begutachtungen und Attesten abhängig 

gemacht werden, deshalb braucht es die Abschaffung des 

TSG zugunsten einer unbürokratischen Personenstands- 

und Vornamensänderung im Personenstandgesetz.  

Das TSG widerspricht nicht nur der Würde des Menschen, 

darüber hinaus reproduziert es auch eine veraltete 

Vorstellung von psychischer Erkrankung, die auch der ICD-

11 nicht aufrecht erhält.

Die Entscheidung über einen Geschlechtseintrag darf nicht 

von ärztlichen Begutachtungen und Attesten abhängig 

gemacht werden, deshalb braucht es die Abschaffung des 

TSG zugunsten einer unbürokratischen Personenstands- 

und Vornamensänderung im Personenstandgesetz.

Unbedingt. Anderen Menschen zwangsweise einen umfassenden Einblick in 

die intimsten Bereiche der Persönlichkeit zu geben, wird von niemandem 

sonst verlangt. Die gesetzlich vorgeschriebene und Begutachtung nicht nur 

vor einer Personen- und Namensstandsänderung, sondern auch für 

medizinische Hilfen und Eingriffe ist ein klarer Verstoß gegen die 

Menschenwürde und macht die Betroffenen abhängig von der persönlichen 

Meinung der amtlich festgelegten Gutachter*innen oder der zuständigen 

Richter*in. Hier gibt es viel Ungleichbehandlung bis hin zur Willkür. 

Außerdem darf das Lebensglück eines Menschen nicht von seiner Fähigkeit 

abhängig gemacht werden, die ihm zugewiesene Gutachter*in zu 

überzeugen.

Dass das Gesetz in seiner jetzigen Form keine Berechtigung mehr hat, steht 

außer Frage, zumal wesentliche Teile durch die aktuelle Rechtsprechung 

praktisch aufgehoben sind. Es ist auch irgendwie skurril, dass wir 

anscheinend die einzige Personengruppe sind, für die ein eigenes Gesetz gilt, 

ich fühle mich da immer wie eine Aussätzige. Eine ersatzlose Abschaffung 

des TSG ist aber problematisch. Erst müsste geklärt werden, was dies 

beispielsweise für die Kostenübernahmepflicht der Krankenkassen bedeutet. 

Und natürlich muss eine Personen- und Namensstandsänderung möglich sein 

und praktikabel geregelt werden. Man könnte das bisherige aufwändige und 

teure Verfahren vor dem Amtsgericht etwa durch die Möglichkeit ersetzen, 

Name und Personenstand durch eine Erklärung gegenüber dem Standesamt 

zu ändern.

Eine Abschaffung des diskriminierenden 

Transsexuellengesetzes ist unbedingt notwendig. Die eigene 

Identität ist keine psychische Krankheit, die es zu 

begutachten und diagnostizieren gilt. Eine Personenstands- 

und Vornamensänderung muss unbürokratisch ermöglicht 

werden.

Ich setzte mich für eine Reform des Gesetzes  ein und zwar so, 

dass Personenstands- und Namensänderung ohne 

diskriminierende Hürden erfolgen kann.

Über die geschlechtliche Identität eines Menschen kann 

niemand besser urteilen als dieser Mensch selbst. Deshalb 

wollen wir Freie Demokraten das Transsexuellengesetz 

abschaffen und durch ein Selbstbestimmungsgesetz 

ersetzen, das Änderungen des Geschlechtseintrags im 

Personenstand ohne diskriminierende Hürden grundsätzlich 

per Selbstauskunft ermöglicht. 

Ein erweitertes Offenbarungsverbot soll vor Diskriminierung 

und unfreiwilliger Bloßstellung schützen. Aufklärungs- und 

Beratungsangebote wollen wir stärken. Die Kosten 

geschlechtsangleichender Behandlungen müssen verlässlich 

und vollständig von den Krankenkassen übernommen 

werden. Medizinisch nicht notwendige genitalverändernde 

Operationen an Kindern sind wirksam zu verbieten.

JA. 

Wir setzen uns gegen jede Form der Diskriminierung ein – statt auf eine 

externe Begutachtung setzen wir auf das Selbstbestimmungsrecht. Die 

Würde des Menschen steht über allem. 

JA. 

Wir setzen uns gegen jede Form der Diskriminierung ein – statt einer 

externen Begutachtung steht das Selbstbestimmungsrecht im 

Vordergrund. Die Würde des Menschen steht über allem. 

Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder Zusätzliche Themenfelder 

Weitere Themen, die von den Parteien zusätzlich 

angesprochen wurden

Weil unsere Gesellschaft immer älter wird, gibt es auch immer mehr offen 

lebende queere Menschen, die Pflegeleistungen in Anspruch nehmen. Gerade 

ältere queere Menschen haben in ihrem langen Leben vielfach Diskriminierung 

erlebt. Wir Grüne wollen deshalb auf Landesebene die kultursensible Pflege 

stärken und besser auf die individuellen Belange der zu pflegenden Menschen 

eingehen. Insbesondere bei der Versorgung transsexueller, transgender und 

inter- sexueller Menschen bedeutet dies, einen sensiblen Umgang mit der 

Körperlichkeit der Bewohner*innen zu entwickeln

Rückmeldungen der Parteien 

Antworten der benannten Autor*innen, die geantwortet bis zum 11.02.2021 geantwortet haben.
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